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Die Abrechnung
des Hakki Keskh
Ehemaliger SPD-Abgeordneter erhebt schwere Vorwürfe
,,Weder der Senat noch die
Fraktion wollten in der
Ausl änderp olitik w irklich
etwas bewegen."

Hamburg ( lno). Der scheiden-
de türkisch-deutsche SPD-Bür-
gerschaftsabgeordnete Hakki
Keskin hat den Hamburger So-
zialdemokraten schwere Vor-
würfe gemacht. Beschlüsse der
Bürgersch aft zur Ausländerpo-
litik seien von der SPD-geführ-
ten Regierung nicht umgesetzt
worden, kritisierte der Hoch-
schulprofessor und Mitbegrün-
der des ,,8ündnisses türkischer
Einwanderer" gestern. Wahl-
versprechen wie ein ,,Antidis-
kriminierungsgesetz" seien
nicht ernsthaft betrieben wor-
den, meinte Keskin, der 1993
als erster Einwanderer aus der
Türkei in ein Landesparlament
eingezogen war. Seinen Rück-
zug aus der Parlamentsarbeit
nach nur einer Legislaturperio-
de begründete Keskin in einer
persönl ichen Erklärung.

Darin heißt es, er sei als ,,Vor-
zeigetürke" der falsche Mann.
Vor vierJahren sei er überzeugt
gewesen, daß die SPD in Ham-
burg ihn nach den Ereignissen

Hakki Keskin war der erste Ein-
wanderer aus der Türkei in ei-
nem Landesparlament.

von Mölln und Solingen nicht
als Aushängeschild benutzen
wolle. Er habe aber feststellen
müssen, ,,daß die Bereitschaft,
in der Ausländerpolitik etwas
zu bewegen, beim Senat und
der SPD-Fraktionsspitze sehr
gering war".

Auch in anderen Politikfel-
dern gehe es weniger um Sach-
kompetenz als um Vorgaben
der Fraktionsspitze, bemängel-
te Keskin. Viele Male habe er ge-

gen seine eigene überzeugung
und gegen däs eigene Gewissen
wegen des sogenannten .Frakti-
onszwanges abstimmen müs-
sen. Sein Hinweis auf Grundge-
setz und Hamburgische Verfas-
suog, nach der Abgeordnete
,,nur ihrem Gewissen unter-
worfen sind", habe keine Be-
achtung gefunden. Verkrustete
Machtstrukturen würden in
Hamburg in keinster Weise in-
frage gestellt.

Der Parlamentarismus insge-
samt sei dringend reforrnbe-
dürftig. ,,Die wichtigste und
praxisnahe Kontrolle, nämlich
die Kontrolle von Regierung
und Verwaltung durch das par-
lament, findet faktisch nicht
statt", meinte der Politikwis-.
senschaftler. Die regierenden
Parteien verfügten in den parla-
menten stets über die absolute
Mehrheit. Die Oppositionspar-
teien könnten mit ihren Min-
derheitsvoten weder in den
Ausschüssen noch in den Ple-
narsitzungen etwas bewirken.
Darum sei die Kontrolle von Re-
gierung und Verwaltung durch
die oppositionelle Minderhelt

. nur ein,,verbaler und an die öf-
fentlichkeit gerichteter Akt oh-
ne Konsequenzen".


